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Aus demGrundsatz der Rationalität folgt, dass die Religion, die auf Irrationalität be-
ruht, als Grundlage staatlichen Handelns gänzlich untauglich ist, und dass deren In-
stitutionen keine für die Gemeinschaft notwendigen und Staat unterstützten öffent-
lichen Aufgaben für die Gesellschaft übernehmen können.

Dies steht nicht im Widerspruch zur Glaubens- und Gewissensfreiheit nach Art. 15 der
Bundesverfassung die sich nur auf die Freiheit des Einzelnen, nicht aber auf den Staat
oder die Gesellschaft bezieht. Jeder Mensch soll frei sein, zu glauben was er möchte
oder darauf ganz zu verzichten. Der Staat als Gemeinwesen vieler verschiedenartiger
Menschen hat aber weder eine Religion noch eine Weltanschauung.

Die Berufung aufGott ist aus der Präambel der Bundesverfassung zu streichen.

Die Gottesanrufung in der Bundesverfassung ist nicht nur ein alter Zopf, sondern ein
mächtiges Symbol vergangener Zeit. Dieses Symbol zu entfernen, ist die Willenserklä-
rung einen laizistischen Staat Tatsache werden zu lassen.

Art. 5 BV ist um die Rationalität des staatlichen Handelns zu ergänzen.

Staatliches Handeln muss nicht nur rechtmässig und verhältnismässig, sondern auch
rational sein. Die Verfassung, die die Grundlage des Staates bildet, soll dies an promi-
nenter Stelle festschreiben.

Art. 72 BV ist dahingehend zu ändern, dass es kein spezielles Verhältnis zwischen
Kirche und Staat geben kann.

Das Verhältnis des Staates zu allen weltanschaulichen Vereinigungen soll gleich sein.
Dies kann nur fair und einfach erreicht werden, indem die weltanschaulichen Vereini-
gungen nicht anders behandelt werden als alle anderen Vereine. Die Glaubens- und
Gewissensfreiheit zusammen mit Vereinigungsfreiheit gewährleisten bereits, dass sich
jede Person beliebig mit anderen zusammenschliessen kann und um eine Religion zu



Positionspapier Laizismus 2

praktizieren. Schliesslichmuss der Friedeunter denReligionsgemeinschaften nichtmehr
oder weniger geschützt werden als der zwischen politischen Parteien oder Sportverei-
nen.

AllegesetzlichenVorgaben,welcheReligion,dieKircheundandereReligionsgemein-
schaften betreffen, sind aufzuheben.

Gesetzliche Vorgaben, die die Religion betreffen, sind immer diskriminierend gegen-
über den denjenigen, die eine Religion ausüben oder aber gegenüber denjenigen, die
dies nicht tun. Deshalb sind spezielle Gesetze über die Religion und Kirche abzuschaf-
fen, wie beispielsweise die Kirchensteuer oder das Strafgesetz über die Störung der
Glaubens- und Kultusfreiheit.

Die Kirchensteuer ist abzuschaffen.

Den Kirchen ist der öffentlich-rechtliche Status abzuerkennen, da damit weltanschau-
liche Vereine diskriminiert werden, die nicht als Kirche anerkannt sind. Damit wird die
Kirchensteuer wie jede andere Spezialbehandlung der Kirche hinfällig. Der Kirche steht
es dann frei, von ihren Mitgliedern einen Mitgliedsbeitrag einzufordern.

Die Störung der Glaubens- und Kultusfreiheit ist nicht länger gesondert zu bestra-
fen.

Es ist nicht mit dem Recht auf freie Meinungsäusserung vereinbar, gewisse Überzeu-
gungen unter einen zusätzlichen Schutz zu stellen und die kritische oder humoristi-
sche Verarbeitung zu verbieten. Es ist auch nicht einzusehen, weshalb religiöse Veran-
staltungen gegenüber politischen, sportlichen und kulturellen einen zusätzlichen straf-
rechtlichen Schutz benötigen. Zudem ist der Artikel 261 des Strafgesetzbuches in einer
pluralistischen Gesellschaft technisch schlecht umzusetzen und fragwürdig, einerseits
weil der Tatbestand bzw. der Schaden nur subjektiv einzuschätzen ist, das Gericht al-
lerdings objektiv urteilen sollte, andererseits weil der Artikel durch den Wortlaut ïns-
besondere den Glauben an Gott"monotheistische Religionen gegenüber anderen Reli-
gionen besser schützt.

Beschneidungaus religiösenGründen ist als strafbareKörperverletzungzuwerten.

DasRecht vonUnmündigen auf körperlicheUnversehrtheitwiegt schwerer als das Recht
der Eltern auf freie Erziehung und freie Religionsausübung. Eingriffe, insbesondere Ver-
stümmelungen an Kindern und unmündigen Jugendlichen lassen sich nur durch eine
medizinische Notwendigkeit, nicht aber durch Religion, Weltanschauungen oder Mode
rechtfertigen.
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Die öffentlichen Institutionen verhalten sich religionsneutral und unterlassen die
Verwendung von religiöser Symbolik.

Die öffentlichen Institution wie Schulen, Krankenhäuser und Behörden und ihre Ver-
treter sollen für alle Menschen gleichermassen verfügbar sein und müssen sich daher
neutral verhalten. Nicht nur gegenüber verschiedensten Religionen, sondern auch ge-
genüber anderen Weltanschauungen, poltitischen Ansichten und Meinungen. Zur Neu-
tralität gehört insbesondere die vorherrschende Religion oder Weltanschauung nicht
zur Schau zu stellen.

Staatliche Förderung bedingt weltanschauliche Neutralität.

Staatliche geförderte Institutionen imSozialbereich sollen allenMenschen zugute kom-
men. Deshalb müssen sie sich bezüglich Religion, Weltanschauung und politisch neu-
tral verhalten. Bis anhin an religiöse Institutionen verteilte Gelder sind also auf weltan-
schaulich neutrale, staatliche oder private Institutionen umzulagern.

Aller Unterricht an staatlichen und staatlichen anerkannten Schulen orientiert sich
ausschliesslich an der Rationalität und wissenschaftlichen Erkenntnissen.

Die Schule soll Fertigkeiten und Wissen vermitteln, das alle jungen Menschen zu ei-
nem friedlichen, produktiven und selbstbestimmten Leben befähigt. Sie soll ferner die
Grundlage für ein umfassendes Verständnis der Umwelt legen. Irrationale Inhalte scha-
den beiden Zielen und sind deshalb wegzulassen. Bei der Ausbildung von Lehrperso-
nen sowie im Qualitätsmanagement der Schulen sollte diesem Umstand Rechnung ge-
tragen werden, indem er thematisiert wird und indem versucht wird festzustellen, ob
eine Lehrperson mit ihrer Weltanschauung diesem Anspruch genügen kann.

Kritisches Denken, die Ideen der Aufklärung und humanistische Werte bilden die
Eckpunkte des Ethikunterrichts.

Unser Gemeinwesen baut auf Ethik und Recht auf, die durch Reflektion und Erkennt-
nis entstanden sind. Diese Grundlagen, zusammen mit einem ausgeprägten kritischen
Denken befähigen die jungen Menschen dereinst, unsere Gesellschaft weiter zu entwi-
ckeln. Die Vermittlung dieses Wissens und dieser Fertigkeiten ist daher ein unabding-
barer Bestandteil jeden Lehrplans.

Schuldispense aus religiösen Gründen sollen nicht länger gewährt werden.

Die Regeln der Schule und anderer Behörden sind rational begründet. Deshalb müs-
sen Ausnahmegenehmigungen rational begründet sein. Folgerichtig sind Schuldispen-
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se aus rein religiösen Gründen stets abzulehnen.

Feiertage sollen sinnvoll und gerecht eingesetz werden.

Die Feiertage dienen zur Erholung, zum Beisammensein und zum Spass. Sie sollen allen
Menschen gleichermassen zugute kommen. Da die Menschen verschieden sind, sollen
für jeden Arbeitnehmer statt fester Feiertage eine äquivalente Anzahl frei beziehbarer
arbeitsfreier Tage gewährt werden.

Die Lärmschutzvorschriften finden auch im Bezug auf Kirchenglocken und anderen
religiösen Geräuschkulissen Anwendung.

Die Belästigung durch laute Kirchenglocken, insbesondere während der Nacht, muss
reduziert werden. Dabei muss die Kirche denselben Regeln folgend wie alle anderen
Lärm erzeugenden Freizeitaktivitäten.

Der Heilige Stuhl ist nicht länger als Völkerrechtssubjekt anzuerkennen.

Seit der Entstehung des modernen Völkerrechts gilt der Heilige Stuhl als Völkerrechts-
subjekt, obschon er im Gegensatz zum Vatikanstaat kein Staatsgebiet und kein Staats-
volk hat. Sein religiöser Herrschaftsanspruch kann von einem laizistischen Staat nicht
länger anerkannt werden. Deshalb sind auch alle Staatsverträge mit demHeiligen Stuhl
als nichtig zu erklären.
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